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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit 100 zu 72 Stimmen hiess der Nationalrat eine Motion Bigler (fdp, ZH) gut, mit der
eine Beschränkung von ausserparlamentarischen Kommissionen verlangt wird.
Ausserparlamentarische Kommissionen sind Gremien, die vom Bundesrat dann
eingesetzt werden, wenn für eine bestimmte Aufgabe spezifisches Fachwissen nötig ist,
das in der Bundesverwaltung fehlt, und sollen in diesem Sinne eine beratende Funktion
einnehmen. Hans-Ulrich Bigler stösst sich an der Zahl dieser Kommissionen. Nicht
weniger als 119 würden auf der Homepage des Bundes aufgeführt. Der Freisinnige
betonte zwar, dass die Kommissionen ein Ausdruck der partizipativen Demokratie seien
und auch der Gewerbeverband – Bigler ist dessen Präsident – in vielen dieser
Kommissionen mitwirke und durchaus davon profitiere. Es sei aber eigentlich
problematisch, dass der Bund eine Plattform für Interessenvertretung anbiete. Zudem
sei der Beitrag dieser Gremien für die demokratische Meinungsbildung in vielen Fällen
zweifelhaft und es herrschten zahlreiche Doppelspurigkeiten. Mit einer Reduzierung
der Zahl dieser Kommissionen könnten Kosten gespart und die Effizienz gesteigert
werden. Mit einer Alterslimite für die Mitglieder dieser ausserparlamentarischen
Kommissionen soll zudem sichergestellt werden, dass aktives Wissen und tagesaktuelle
Expertise in die Diskussion miteinfliesse. Bigler zweifelte in der Ratsdebatte den Nutzen
dieser Gremien für die Verwaltung an, weil es sich beim Wissensaustausch viel eher um
"Plauderstündchen" handle. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die ablehnende Haltung des Bundesrats letztlich
erfolglos vertrat, wies darauf hin, dass die Kosten mit CHF 300 bis 500 Taggeld nicht
hoch seien und man mit Streichungen von Kommissionen nicht viel einsparen könne.
Zudem mache es sich der Motionär zu einfach, wenn er die Reduktion der Zahl der
Kommissionen fordere. Es sei nicht einfach zu entscheiden, welche Kommissionen
genau es nicht mehr brauchen würde. Doppelspurigkeiten gebe es zudem im ganzen
System. Diese würden aber eben auch mithelfen, am Schluss eine tragfähige und
mehrheitsfähige Lösung zu finden. Bei den Alterslimiten wies der Bundeskanzler auf die
Schwierigkeit bei der Suche nach Mitgliedern für diese eher schlecht bezahlten Ämter
hin, die mit solchen Limiten noch zusätzlich erhöht würde. Zudem sei man auch erst ab
einem bestimmten Alter ungebunden, was eine Bedingung für den Einsitz in
ausserparlamentarischen Kommissionen sei. Die Ratsrechte, unterstützt von der BDP,
vier CVP-Stimmen und einer GLP-Stimme, folgte allerdings den Argumenten des
Motionärs und überwies das Anliegen an den Ständerat. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2017
MARC BÜHLMANN

Die von der Motion Bigler (fdp, ZH) verlangte Beschränkung von
ausserparlamentarischen Kommissionen stiess in der Wintersession 2017 im Ständerat
auf taube Ohren. Die SPK-SR empfahl den Vorstoss mit 12 zu 1 Stimme zur Ablehnung.
Sie sprach sich insbesondere gegen eine pauschale Reduktion aus, da es Fachgremien
gebe, die explizit nicht in die Verwaltung integriert werden dürften – so etwa die
Prüfungskommission für Humanmedizin oder die Elektrizitätskommission.
Ausserparlamentarische Kommissionen erfüllten im Gegenteil eine wichtige
Kontrollfunktion gegenüber der Verwaltung. Eine Reduktion würde nicht zwingend zu
Einsparungen führen, obwohl die Zahl dieser Gremien freilich auf dem notwendigen
Minimum gehalten werden müsse, was periodische Prüfungen nötig mache. Die kleine
Kammer folgte dieser Argumentation und versenkte den Vorstoss. 2

MOTION
DATUM: 06.12.2017
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2017, S. 533 f.; LZ, SGT, 17.12.16
2) AB SR, 2017, S. 904 ff.; Bericht SPK-SR vom 16.11.2017; Medienmitteilung SPK-SR vom 16.11.2017; TA, 28.3.17
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